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Vorblatt 


Übereinkommen vom 15. März 1960 
zur Vereinheitlichung einzelner Regeln über den 
Zusammenstoß von Binnenschiffen sowie zur Ände- 
rung des Binnenschiffahrtsgesetzes und des Flößerei- 
gesetzes 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Bei Zusammenstößen von Binnenschiffen entstehen häufig 
dadurch besondere Schwierigkeiten, daß die entsprechenden 
Bestimmungen in den nationalen Rechtsordnungen voneinan- 
der abweichen. Darüber hinaus sind manche Vorschriften des 
deutschen Binnenschiffahrtsgesetzes und des deutschen Flöße- 
reigesetzes aus dem Jahre 1895 veraltet. 


B. Lösung 

Das Übereinkommen vom 15. März I960, dessen Zustimmungs- 
gesetz der Rechtsausschuß mit zwei redaktionellen Änderungen 
einmütig billigt, führt zur Vereinheitlichung der wichtigsten 
Regeln über den Zusammenstoß von Binnenschiffen. Diese 
Regeln sollen durch den Gesetzentwurf in das Binnenschiff- 
fahrtsgesetz und das Flößereigesetz übernommen werden. 
Gegenüber dem gegenwärtigen deutschen Recht muß sich das 
Verschulden nicht nur auf den Zusammenstoß, sondern auf den 
entstandenen Schaden beziehen. Der Schiffseigner wird auch 
für den Schaden verantwortlich sein, den ein Lotse an Bord 
verschuldet. Geändert werden ferner u. a. die Bestimmungen 
über den sachlichen und räumlichen Geltungsbereich dieser 
Regeln und über die Verjährung der Ansprüche. Darüber hin- 
aus werden einige Vorschriften dieser Gesetze dem inzwischen 
gewandelten Sprachgebrauch angepaßt. 


C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Schriftlicher Bericht. 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 15. März 1960 zur 
Vereinheitlichung einzelner Regeln über den Zusammenstoß 
von Binnenschiffen sowie zur Änderung des Binnenschiffahrts- 
gesetzes und des Flößereigesetzes 

— Drucksache VI/2432 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Arndt (Hamburg) 
und Dr. Wittmann (München) 


i. 

Der Gesetzentwurf wurde vom Deutschen Bundes- 
tag in seiner 134. Sitzung am 22. September 1971 
dem Rechtsausschuß — federführend — sowie dem 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen — mitberatend — überwiesen. Der 
Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fern- 
meldewesen hat die Vorlage in seiner 35. Sitzung 
am 29. September 1971 behandelt und keine Beden- 
ken erhoben. Der Rechtsausschuß hat den Entwurf 
in seiner 87. Sitzung am 9. Juni 1972 beraten. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig, den 
Regierungsentwurf mit zwei redaktionellen Klar- 
stellungen anzunehmen. 

II. 

Das im Rahmen der Wirtschaftskommission für 
Europa der Vereinten Nationen ausgearbeitete 
Übereinkommen vom 15. März 1960 bezweckt die 
internationale Vereinheitlichung der Haftungsre- 
geln, die bei Zusammenstößen von Binnenschiffen 
anzuwenden sind. Nachdem es schon seit einigen 
Jahren in Kraft getreten und für eine Reihe von 
europäischen Staaten verbindlich ist, sollte es auch 
von der Bundesrepublik Deutschland ratifiziert wer- 
den, da auf deren Binnengewässern — insbesondere 
auf dem Rhein — ein besonders reger internationa- 
ler Schiffahrtsverkehr stattfindet. 


Die sachliche Regelung des Übereinkommens 
entspricht weitgehend dem geltenden deutschen 
Recht; sie folgt in den Grundlinien dem see recht- 
lichen Übereinkommen vom 23. September 1910 
zur einheitlichen Feststellung von Regeln über den 
Zusammenstoß von Schiffen, dem das Deutsche 
Reich im Jahre 1913 beigetreten ist und welches 
seitdem im deutschen Recht auch auf die Zusammen- 
stöße von Binnenschiffen angewendet wird. Abwei- 
chungen bestehen insbesondere hinsichtlich der Ver- 
jährung, die nach geltendem deutschen Recht ein 
Jahr beträgt und mit dem Schlüsse des Jahres be- 
ginnt, in welchem die Forderung fällig geworden 
ist, sich nach dem Übereinkommen jedoch auf zwei 
Jahre seit dem Ereignis beläuft. Eine — allerdings 
praktisch selten bedeutsame — Abweichung vom 
geltenden deutschen Recht sowie vom Seerecht 
liegt ferner darin, daß nach dem Übereinkommen 
das Verschulden, welches den Maßstab für die 
Haftung bildet, sich nicht — wie nach deutschem 
Recht und nach dem seerechtlichen Übereinkom- 
men — auf den Zusammenstoß, sondern auf die 
Herbeiführung des Schadens bezieht. 

Die Ratifizierung des Übereinkommens gibt Ge- 
legenheit, das deutsche Binnenschiffahrtsrecht in 
einigen Punkten zu verbessern. Einmal soll die 
Haftungsregelung bei Zusammenstößen künftig 
nicht mehr durch Verweisung auf das Seerecht, 
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sondern durch selbständige (dem Seerecht jedoch 
so weitgehend wie möglich nachgebildete) Vor- 
schriften vorgenommen werden; hierfür spricht ins- 
besondere auch die erwähnte Abweichung hinsicht- 
lich des Gegenstandes des Verschuldens. Sodann 
soll die Rechtsstellung des Lotsen — entsprechend 
dem neueren Seerecht — dahin klargestellt werden, 
daß er nicht Mitglied der Schiffsbesatzung ist, daß 
der Schiffseigner jedoch für einen Schaden, der durch 
den Lotsen schuldhaft verursacht worden ist, haftet. 
Schließlich werden Besatzungsmitglieder und Lotsen 
— über das Übereinkommen hinausgehend — vor 
einer Inanspruchnahme wegen Schäden aus einem 
Zusammenstoß geschützt, die über die Haftung des 
Schiffseigners selbst hinausgeht; das geltende Recht 
hatte hier zu Unbilligkeiten geführt. 

III. 

Zu den einzelnen Vorschriften ist folgendes zu 
bemerken: 


Zu Artikel 2 Nr. 3 

Die Neufassung von § 92 Abs. 3 des Binnen- 
schiffahrtsgesetzes könnte insofern zu Mißverständ- 
nissen Anlaß geben, als Kleinfahrzeuge nur den 
Schiffen „im Sinne des Absatzes 1" gleichgestellt 
werden. Hieraus könnte geschlossen werden, daß 
dies nicht für die Fälle der Fernschädigung (Ab- 
satz 2) gelten solle; da eine solche Auslegung nicht 
beabsichtigt ist, wird die einschränkende Verwei- 
sung auf Absatz 1 besser vermieden. 

Zu Artikel 2 Nr. 4 

In den neuen Vorschriften der §§ 92 b, 92 c Abs. 1 
Satz 1 des Binnenschiffahrtsgesetzes verwendet der 
Entwurf den Begriff „Eigentümer" des Schiffes. An- 
gesichts der Definition des § 1 des Binnenschiffahrts- 
gesetzes sollte besser von „Eigner" gesprochen 
werden, obgleich dieser Begriff sonst nur in der 
zusammengesetzten Form „Schiffseigner" im Gesetz 
verwendet wird, die im vorliegenden Zusammen- 
hang jedoch nicht gewählt werden kann. 


Bonn, den 13. Juni 1972 

Dr. Arndt (Hamburg) Dr. Wittmann (München) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/2432 — anzu- 
nehmen mit der Maßgabe, daß 

in Artikel 2 Nr. 3 (§ 92 Abs. 3 Satz 1 des Binnen- 
schiffahrtsgesetzes) an die Stelle der Worte „des 
Absatzes 1" die Worte „dieser Vorschriften“ treten 
und daß 

in Artikel 2 Nr. 4 (§§ 92 b, 92 c Abs. 1 Satz 1 des 
Binnenschiffahrtsgesetzes) an die Stelle des Wortes 
„Eigentümer" das Wort „Eigner" tritt. 


Bonn, den 13. Juni 1972 


Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 


Der Rechtsausschuß 

Dr. Arndt (Hamburg) Dr. Wittmann (München) 

Berichterstatter 
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